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„Nicht grübeln! Er war zu tief, um grübeln 
zu dürfen! Nicht ins Chaos hinabsteigen, 
sich wenigstens nicht dort aufhalten! Son-
dern aus dem Chaos, welches die Fülle ist, 
ans Licht emporheben, was fähig und reif 
ist, Form zu gewinnen. Nicht grübeln: 
Arbeiten! Begrenzen, ausschalten, gestalten, 
fertig werden .. 
Thomas  Mann, Schwere Stunde, GW VIII, 
S. 379. 
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Einleitung 

§1 Problemaufriß 

Daß drei berichtigende Worte des Gesetzgebers mitunter ganze Bibliothe-
ken zu Makulatur werden lassen, ist eine 150 Jahre alte Einsicht in die 
Arbeitsbedingungen der Rechtswissenschaft, die wir Julius  von Kirchmann 
verdanken1. Die vorliegende Arbeit handelt gleichsam von einer Variation 
dieses Themas: Der Gesetzgeber hat mit dem Sechsten Gesetz zur Ände-
rung der VwGO und anderer Gesetze (6. VwGOÄndG) vom 01.11.19962, 
das am 01.01.1997 in Kraft getreten ist, sowie durch das am 01.01.1998 in 
Kraft getretene Gesetz zur Änderung des Baugesetzbuchs und zur Neurege-
lung des Rechts der Raumordnung (Bau- und Raumordnungsgesetz -
BauROG) vom 18.08.19973 die Gestalt der prinzipalen Normenkontrolle4 

nach § 47 VwGO in nicht unerheblichem Maße verändert. 
So hat das 6. VwGOÄndG in § 47 Abs. 2 S. 1 VwGO n.F. eine zwei-

jährige Antragsfrist  eingeführt5 und durch Streichung des § 47 Abs. 5 und 
Abs. 7 VwGO a.F. die Normenkontrolle dem allgemeinen Revisionsrecht 
der §§ 132 ff.  VwGO unterstellt6. Gem. § 67 Abs. 1 VwGO n.F. gilt so-
dann auch im Verfahren der Normenkontrolle nunmehr der „Anwalts-

1 von Kirchmann,  Die Wertlosigkeit der Jurisprudenz als Wissenschaft, S. 25. 
2 BGBl. I 1626. Zur Entstehungsgeschichte des 6. VwGOÄndG vgl. die ausführ-

liche Darstellung bei Wilke/Teschner,  SchlHA 1997, 25; ferner  Schmieszek,  NVwZ 
1996, 1151 (1152). 

3 BGBl. I 2081. 
4 Der Begriff  der prinzipalen Normenkontrolle geht zurück auf Bettermann,  ZZP 

72 (1959), 32 (34). 
5 Eingehende kritische Auseinandersetzung bei Schenke,  NJW 1997, 81 (83 ff.); 

vgl. ferner  Jäde y  in: Birkl, Nachbarschutz, Rn. D 278 ff.;  dens.,  in: Jäde/Dirnber-
ger/Weiß, BauGB, § 30 Rn. 83 ff.;  Hufen,  Nachtrag, Nr. 23; Gerhardt,  in: Schoch/ 
Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 47 Rn. 35 ff.;  Löhnig,  BayVBl 1997, 274 f.; 
Pietzner/Ronellenfitschy  Nachtrag, S. 15; Sauthoff,  BauR 1997, 721 (742 f.); J. 
Schmidt,  in: Eyermann, VwGO, § 47 Rn. 73 f.; Schmitz-Kode,  NJW 1998, 415 
(416 f.); Dürr,  in: Brügelmann, BauGB, § 10 Rn. 581 ff.;  Kopp/Schenke,  VwGO, 
§ 47 Rn. 64 f.; Schütz,  BWGZ 1998, 475 f.; Ziekow,  in: Sodan/ders., NKVwGO, 
§ 47 Rn. 251aff.  Zu der insoweit mißglückten Formulierung des § 47 Abs. 2 S. 1 
VwGO n.F., der auch so verstanden werden könnte, daß nur Normenkontrollanträge 
von Behörden einer Antragsfrist  unterliegen, Renck,  ZRP 1997, 48 (49). 

6 Gerhardt,  in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 47 Rn. 121 ff.;  J. 
Schmidt,  in: Eyermann, VwGO, § 47 Rn. 105; Dürr,  in: Brügelmann, BauGB, § 10 

2* 



20 Einleitung 

zwang". Ferner wurde durch das BauROG 1998 der neue § 215a BauGB 
prozessual umgesetzt: § 47 Abs. 5 S. 4 VwGO n.F. erweitert die Entschei-
dungskompetenz des Normenkontrollgerichts um die Möglichkeit, in den 
Fällen, in denen festgestellte Mängel einer Norm durch ein ergänzendes 
Verfahren nach § 215a BauGB behoben werden können, die Vorschrift 
nicht für nichtig, sondern „bis zur Behebung der Mängel für nicht wirk-
sam" zu erklären7. 

Durch Art. 1 Nr. 2a des 6. VwGOÄndG hat der Gesetzgeber außerdem 
die Voraussetzungen der Antragsbefugnis natürlicher und juristischer Perso-
nen neu geregelt, während das behördliche Initiativrecht unverändert blieb. 
Der Begriff  des Nachteils, der lange Zeit Gegenstand eingehender literari-
scher Auseinandersetzung war8, wurde als Zulässigkeitskriterium für das 
Normenkontrollverfahren  verabschiedet. In seiner neuen Fassung lautet 
§ 47 Abs. 2 S. 1 VwGO nunmehr wie folgt: 

Den Antrag kann jede natürliche oder juristische Person, die geltend macht, durch 
die Rechtsvorschrift  oder deren Anwendung in ihren Rechten verletzt zu sein 
oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden, sowie jede Behörde innerhalb von 
zwei Jahren nach Bekanntmachung der Rechtsvorschrift  stellen. 

Die seitherige, bis zum 31.12.1996 geltende Fassung des § 47 Abs. 2 S. 1 
VwGO hatte demgegenüber folgenden Wortlaut: 

Den Antrag kann jede natürliche oder juristische Person, die durch die Rechtsvor-
schrift oder deren Anwendung einen Nachteil erlitten oder in absehbarer Zeit zu 
erwarten hat, sowie jede Behörde stellen. 

Eine Auseinandersetzung mit dieser Novellierung, die sich bewußt an die 
Regelung der Klagebefugnis in § 42 Abs. 2 VwGO anlehnt9, ist vor allem 
im Hinblick auf den praktisch wichtigsten Anwendungsfall der prinzipalen 
Normenkontrolle lohnenswert: Die Normenkontrolle von Bebauungsplänen 
gem. § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO: Der Gesetzgeber10 hat die Neufassung der 

Rn. 594; Ziekow,  in: Sodan/ders., NKVwGO, § 47 Rn. 407 ff.  Vgl. hierzu bereits 
die Ausführungen  de  lege  ferenda  von Schlichter,  FS Redeker, S. 357 (370 ff.). 

7 Gerhardt,  in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 47 Rn. 102; 7. 
Schmidt,  in: Eyermann, VwGO, § 47 Rn. 92; Dürr,  in: Brügelmann, BauGB, § 10 
Rn. 587 ff.;  Hoppe/Henke,  DVB1 1997, 1407 (1409 ff.,  insbes. 1413 f.); Schütz, 
BWGZ 1998, 475 (478 f.); Ziekow,  in: Sodan/ders., NKVwGO, § 47 Rn. 381aff.; 
Hüttenbrink,  BauR 1999, 351. Nach Berkemann,  DVB1 1998, 446 (461), ist diese 
neuerliche Änderung „ein weiterer Schlag des Gesetzgebers gegen die früher  so ge-
lobte Effektivität  der abstrakten Normenkontrolle". 

8 Vgl. hier nur Kapsreiter,  Begriff  des Nachteils, passim; Dürr,  Antragsbefugnis, 
S. 33 ff.;  schließlich umfassend Ziekow,  in: Sodan/ders., NKVwGO, § 47 
Rn. 137 ff. 

9 BT-Drs. 13/3993, S. 10 (Begründung des Regierungsentwurfs zum 6. 
VwGOÄndG). 

1 0 Näher zur Regelungsintention des Gesetzgebers § 9. 
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Antragsbefugnis, die Einführung einer Antragsfrist  und die Akzentuierung 
des Grundsatzes der „Planerhaltung"11 durch die §§ 215a BauGB, 47 Abs. 5 
S. 4 VwGO nämlich vor allem als legislatorisches Maßnahmenpaket zur 
Abschottung der gemeindlichen Bauleitplanung konzipiert12. Gerade mit 
der Befristung und subjektivrechtlichen Verengung des prozessualen Initia-
tivrechts sollten bewußt Barrieren gegen die Inanspruchnahme des Normen-
kontrollverfahrens  errichtet werden13, um einen erhöhten „Bestandsschutz" 
für Bebauungspläne zu erreichen14. Dem liegt die Einschätzung zugrunde, 
daß die gemeindliche Bauleitplanung besser fährt, wenn die Normenkon-
trolle nur von Antragstellern, „die wirklich selber in ihren Rechten betrof-
fen sind"15, und nur für eine kurze Zeitspanne initiiert werden kann16. 

1. § 47 Abs. 2 S. 1 VwGO  n.F.:  Kontinuität  oder  Veränderung? 

Indessen hat es sich schnell als fragwürdig erwiesen, ob der Gesetzgeber 
sein Ziel, durch § 47 Abs. 2 S. 1 VwGO n.F. gerade bei der Normenkon-
trolle von Bebauungsplänen den Kreis der Initiativberechtigten gegenüber 
der bisherigen Rechtslage einzuschränken, tatsächlich erreicht hat. Rasch 
hat sich nämlich eine herrschende Meinung in der Literatur gebildet, die 
davon ausgeht, daß der Neufassung der Antragsbefugnis kaum praktische 
Bedeutung zukomme17, weil sie zu keiner wesentlichen Änderung der 
Rechtslage führen werde18 und daher auch das überkommene Prüfraster  der 
Nachteilsjudikatur nicht obsolet werden lasse19. Um in von Kirchmanns 
Bild zu bleiben: Die makulaturbedrohten Bibliotheken probten den Auf-
stand gegen die berichtigenden Worte des Gesetzgebers. Dabei erhielten sie 
Schützenhilfe aus der Rechtsprechung - zunächst vom 8. Senat des VGH 

11 So lautet nunmehr die programmatische gesetzliche Abschnittsüberschrift  für 
die §§ 214-216 BauGB; der Begriff  „Grundsatz der Planerhaltung" geht zurück auf 
Sendler,  in: Kormann, Aktuelle Fragen der Planfeststellung, S. 9 (28); von Hoppe, 
FS Schlichter, S. 87, und DVB1 1996, 12, wurde dieser Grundsatz dogmatisch fun-
diert und näher entfaltet. 

12 Schütz,  BWGZ 1998, 475; VGH BW, B. v. 22.06.1998 - 3 S 3067/97 - , 
BauR 1998, 989 (990). 

13 Berkemann,  DVB1 1998, 446 (460). 
14 Gerhardt,  in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, Vorb § 47 Rn. 12, 

§ 47 Rn. 35. 
15 Schmidt-Jortzig,  BT-PlProt. 13/95, S. 8375 (8392 f.); vgl. ferner  dens.,  in: 

Rengeling, Beschleunigung, S. 1 (10 f.). 
16 Gerhardt,  in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, Vorb § 47 Rn. 14. 
17 Redeker,  NVwZ 1996, 521 (526); Kutscheidt,  in: Rengeling, Beschleunigung, 

S. 127 (131). Ebenso der zuständige Referent im Bundeministerium der Justiz: 
SchmieszeK  NVwZ 1996, 1151 (1155). 

18 Dürr,  NVwZ 1996, 105 (109); Brohm,  Öffentliches  Baurecht, § 16 Rn. 3: 
keine sachliche Änderung. 

19 Hufen,  Nachtrag, Nr. 22. 


